
Anlage 1.1.: 
 
 
 
 
 
  15. August 2007 
 
 
 
 
Antrag 
 
 
Rahmenbedingungen für das Bauprojekt Schulstraße 
 
 
 
Der Planungsausschuss möge beschließen: 
 
 
1. Die Verwaltung erstellt ein Verkehrsgutachten, um die verkehrlichen Auswirkungen der  

geplanten Bebauung und die Frage der verkehrlichen Erschließung nochmals zu klären. 
 
2. Die Verwaltung prüft, ob der gesamte Baukörper „auf der vorhandenen Fläche“ - zu  

Lasten der neuen Nord/Süd-Erschließungsstraße – so verschoben werden kann, dass  
die Uppenbergstraße eine Aufweitung erfährt. 

 
3. Die Verwaltung prüft, ob auf die vorgesehene Innenbebauung verzichtet werden kann  

und welche finanziellen Auswirkungen dies hat. 
 
4. Die drei beteiligten Wohnungsgesellschaften erstellen insgesamt sechs  

behindertengerechte Wohnungen gemäß DIN. Die übrigen Wohnungen werden 
 möglichst barrierefrei erstellt. 
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23.08.2007 

 
 

Bebauung an der Schulstraße verträglich gestalten 
 
 

Antrag 
 
Der Planungsausschuss möge beschließen: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die bisherige Bebauungskonzeption der Investorengemeinschaft 
Schulstraße auf den Prüfstand zu stellen und mit den Investoren Veränderungen mit folgenden 
Zielsetzungen zu verhandeln: 
 

1. Verringerung der baulichen Dichte: Insbesondere durch eine Veränderung der Planung ent-
lang der Uppenbergstraße (durch eine Vergrößerung des Abstandes zur gegenüber liegen-
den Bebauung) sowie im Blockinnenbereich (Überprüfung des hier vorgesehenen Gebäu-
deblocks); damit verbunden mehr Grün.     

 
2. Verringerung der mit dem Bauvorhaben einhergehenden Mehrbelastung durch den motori-

sierten Verkehr auf den Anliegerstraßen im Kreuzviertel (Stichwort Tiefgaragenzufahrt). Als 
Entscheidungsgrundlage ist die Erstellung eines Verkehrsgutachtens sinnvoll.  

 
3. Verstärkte Einbeziehung der Anwohner/innen in den weiteren Planungsprozess („Runder 

Tisch“).    
 
 
Begründung: erfolgt mündlich. 
 
 
Wolfgang Heuer 
und Fraktion 
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Anlage 1.4.: 
Anregung Nr. 77/2007 

 



Anlage 1.5.: 
Ergänzung zur Anregung Nr. 77/2007 

 



 

 


